
 

 

Beschlussvorlage 

 

Nr.  

2022/0125 

vom  

15. September 2022 

 

Gegenstand 

Bauantrag wegen Nutzungsänderung von Büro- und Lagerflächen in eine Ge-

meinschaftsunterkunft für Asylbewerber (Erweiterung) auf dem Grundstück FlNr. 1721/75 an 

der Siemensstr. 4 

Beratungsfolge 

Datum Gremium Status Zuständigkeit 

27.09.2022 Stadtrat öffentlich Entscheidung 
 

 
 

Kurzhinweise – es erfolgt mündlicher Vortrag 

 

Bauherr: Arne Berger 

 

Vorgeschichte: 

 

2015: Erstgenehmigung der Gemeinschaftsunterkunft für 160 Asylbewerber 

 Befristung bis 30.09.2025 

 

 EG (Teilfläche):  32 Asylbewerber 

2. OG (komplett) 128 Asylbewerber 

 

 (gemeindl. Einvernehmen erteilt mit Beschluss StR 21.04.2015) 

 

 

2019: Antrag zur Verlängerung der Befristung bis 30.09.2035 

 

  gemeindl. Einvernehmen befristet bis 30.09.2030 erteilt (Beschluss StR 17.12.2019) 

   Verlängerungsbescheid LRA mit Befristung bis 30.09.2035 (gemeindl. Einv. wurde ersetzt) 

   Klage    Vergleich: Verlängerung um 5 Jahre, bis 30.09.2030 

 

(siehe Anlagen: Beschlussbuchauszüge) 
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Aktueller Bauantrag: 

 

Erweiterung der Gemeinschaftsunterkunft (ohne Angabe zur Befristung) 

 

EG:   + 71 Asylbewerber 

1. OG:   + 162 Asylbewerber 

 

 insgesamt: 393 Asylbewerber 

 Nutzung des gesamten Gebäudes als Asylbewerberunterkunft 

 

Planungsrechtliche Situation: 

Bebauungsplan Nr. 30 = Gewerbegebiet 

 Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber in der Größe nicht zulässig  

 (Wohnnutzung in diesem Umfang gebietsunverträglich) 

 Befreiung erforderlich 

 

§ 246 Abs. 10 BauGB – Sonderregelung für Flüchtlingsunterkünfte:      (Befristet bis 31.12.2024) 

In Gewerbegebieten (§ 8 BauNVO) kann an Standorten, an denen Anlagen für soziale Zwecke zuläs-

sig sind oder als Ausnahme zugelassen werden können, bei … Gemeinschaftsunterkünften …. für die 

Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden von den Festsetzungen des Bebauungsplans 

befreit werden, unabhängig davon ob Grundzüge der Planung berührt werden.  

 die Befreiung ist an zwei Voraussetzungen gebunden: 

1. Anlagen für soziale Zwecke müssen zulässig sein oder als Ausnahme zugelassen werden 

können (ist gegeben) 

2. Die Befreiung muss aber auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 

Belangen vereinbar sein 

 zu den zu berücksichtigenden Belangen gehören insbesondere die allgemeinen  

   Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und die Sicherheit der Wohnbevölkerung 

   sowie die Belange der Flüchtlinge auf Integration und Teilhabe 
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zusätzlich zu beachten: 

 

§ 15 Abs. 1 BauNVO - Unzulässigkeit im Einzelfall und Rücksichtnahmegebot  

ein Vorhaben kann, auch wenn es generell oder ausnahmsweise zulässig ist, im Einzelfall unzulässig 

sein … 

… wenn es nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der baulichen Anlage der Eigenart  

 des Baugebiets in seiner konkreten Ausgestaltung und Entwicklung widerspricht oder  

… wenn die von der baulichen Anlage ausgehenden oder auf sie einwirkenden Belästigungen  

 unzumutbar sind (Rücksichtnahmegebot) 
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Bearbeitungsvermerke 

 

Organisationseinheit 

40.1 Stadtentwicklung 

Az. 

40.1-602-fu 

Freigabe Referatsleiter/in 

 

Bearbeiter/in 

Fuchs, Dana 

Freigabe Geschäftsstelle StR 

 

Freigabe GL 

 

Referatsleiter/in 

 

Freigabe Erster Bürgermeister 
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